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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 13 R 130/13 B 
 
L 3 R 51/12 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 6 R 11/09 (SG Magdeburg) 
 
 
 
………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Paracelsusstraße 21, 06114 Halle, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. Juni 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l ,   den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 25. Februar 2013 wird als unzuläs-

sig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das LSG Sachsen-Anhalt hat mit Beschluss vom 25.2.2013 einen Anspruch des Klägers auf 

Rente wegen Erwerbsminderung über den 31.10.2007 hinaus verneint. 

 

Der Kläger macht mit seiner beim BSG erhobenen Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision in dem genannten Beschluss Verfahrensmängel geltend. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. 

 

Die Beschwerdebegründung vom 3.6.2013 genügt nicht der gesetzlich vorgeschriebenen Form, 

denn der Kläger hat den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels iS des § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG nicht ordnungsgemäß bezeichnet (§ 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel iS von § 160 

Abs 2 Nr 3 SGG vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne, müssen für 

die Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den Verfah-

rensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber 

hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend 

von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglich-

keit einer Beeinflussung der Entscheidung besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann 

der geltend gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 

128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

1. Der Kläger macht eine Verletzung seines Anspruchs auf rechtliches Gehör (Art 103 Abs 1 

GG, § 62 SGG) geltend. Das LSG hätte nicht gemäß § 153 Abs 4 S 1 SGG über die Berufung 

durch Beschluss entscheiden dürfen. Es habe das ihm insoweit eingeräumte Ermessen über-

schritten. Den gerügten Verfahrensfehler hat er jedoch nicht hinreichend bezeichnet. 

 

Das LSG "kann" die Berufung durch Beschluss zurückweisen, wenn es sie einstimmig für unbe-

gründet und eine mündliche Verhandlung nicht für erforderlich hält (§ 153 Abs 4 S 1 SGG). Die 

Entscheidung des Berufungsgerichts, bei Vorliegen der im Gesetz genannten Voraussetzungen 

ohne mündliche Verhandlung durch Beschluss zu entscheiden, steht in seinem pflichtgemäßen 

Ermessen. Diese Entscheidung kann vom BSG nur darauf geprüft werden, ob das Berufungsge-

richt von seinem Ermessen erkennbar fehlerhaft Gebrauch gemacht hat, etwa wenn der Beurtei-

lung, eine mündliche Verhandlung nicht durchzuführen, sachfremde Erwägungen oder eine gro-

be Fehleinschätzung zu Grunde liegen (BSG vom 13.10.1993 - SozR 3-1500 § 153 Nr 1 S 4; 

BSG vom 2.5.2001 - SozR 3-1500 § 153 Nr 13 S 38; BSG vom 11.12.2002 - B 6 KA 13/02 B - 

Juris RdNr 8; Senatsbeschluss vom 27.12.2011 - B 13 R 253/11 B - Juris RdNr 12; BSG vom 
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27.3.2012 - B 5 R 468/11 B - BeckRS 2012, 69182 RdNr 10; BSG vom 24.5.2012 - B 9 SB 

14/11 B - BeckRS 2012, 70689 RdNr 9, stRspr). Bei der Prüfung der Ermessensentscheidung 

sind grundsätzlich auch die Fragen eingeschlossen, ob das Berufungsgericht die Schwierigkeit 

des Falles sowie die Bedeutung von Tatsachenfragen berücksichtigt und insoweit die Anforde-

rungen von Art 6 Abs 1 EMRK beachtet hat (vgl BSG vom 13.10.1993 aaO; Senatsbeschluss 

vom 30.7.2009 - B 13 R 187/09 B - Juris RdNr 6). Ist bei Abwägung aller danach zu berücksich-

tigenden Umstände die Wahl des vereinfachten Verfahrens ohne mündliche Verhandlung gegen 

den ausdrücklichen Willen eines Beteiligten unter keinen Umständen zu rechtfertigen, liegt eine 

grobe Fehleinschätzung im obigen Sinne vor (BSG vom 11.12.2002 - B 6 KA 13/02 B - Juris 

RdNr 9; Senatsbeschluss vom 27.12.2011 - B 13 R 253/11 B - Juris RdNr 13). 

 

Ungeachtet dessen, dass der Kläger bereits nicht vorgetragen hat, dass die Entscheidung im 

Beschlusswege gegen seinen im Berufungsverfahren ausdrücklich geäußerten Willen ergangen 

sei, ergibt sich aus seinem Beschwerdevorbringen nicht, dass das LSG mit seiner Entscheidung 

im vereinfachten Beschlussverfahren nach den vorgenannten Maßstäben ermessensfehlerhaft 

vorgegangen wäre. Hierzu hätte dargelegt werden müssen, dass das Berufungsgericht, ausge-

hend von seiner eigenen Rechtsauffassung, die Schwierigkeit des Falles und die Bedeutung von 

Tatsachenfragen falsch eingeschätzt habe. Dies erschließt sich aus der Beschwerdebegrün-

dung aber nicht. Allein der Vortrag, dass das Verfahren "von der Rentenantragsstellung bis zur 

Entscheidung etwa 5 ½ Jahre" gedauert habe und "zwei Gutachten auf zwei verschiedenen 

medizinischen Fachgebieten eingeholt" worden seien, sowie der schlichte Hinweis auf den 

"Umfang" der Akten, der medizinischen Unterlagen und des angefochtenen Beschlusses rei-

chen nicht aus. Denn er trägt selbst vor, dass die beiden gehörten Gutachter, denen das LSG 

bei der Bewertung des Restleistungsvermögens des Klägers gefolgt ist, ihm (übereinstimmend) 

"im Ergebnis eine volle Erwerbsfähigkeit unter Einschränkungen" (Frau Dr. B.             auf psychi-

atrisch-neurologischem Fachgebiet) bzw "unter Einschränkungen ein ausreichendes Leistungs-

vermögen" (Dr. M.                auf orthopädischem Fachgebiet) "attestiert" hätten. Dass der Kläger 

den Inhalt dieser Sachverständigengutachten anders bewertet als das LSG, das ihn auf dieser 

Grundlage für in der Lage erachtet hat, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen 

Arbeitsmarktes noch mindestens sechs Stunden täglich erwerbstätig zu sein, begründet weder 

eine Verkennung des Schwierigkeitsgrades des Falles noch eine falsche Einschätzung von Tat-

sachenfragen durch das LSG. Vielmehr wendet sich der Kläger insofern im Kern gegen die vom 

Berufungsgericht vorgenommene Beweiswürdigung im angefochtenen Beschluss. Hierauf kann 

aber eine Nichtzulassungsbeschwerde nicht gestützt werden (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 iVm 

§ 128 Abs 1 S 1 SGG). 

 

2. Wird ein Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) gerügt, muss 

die Beschwerdebegründung hierzu folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung eines für das 

Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, dem das LSG nicht gefolgt ist, 

(2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund derer bestimmte Tatfragen als klä-
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rungsbedürftig hätten erscheinen und zur weiteren Sachaufklärung drängen müssen, (3) Anga-

be des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisaufnahme und (4) Schilderung, 

dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich fehlerhaft unterlassenen Beweis-

aufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten Ergebnisses der unter-

bliebenen Beweisaufnahme von seinem Standpunkt aus zu einem anderen, dem Beschwerde-

führer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (Senatsbeschluss vom 12.12.2003 - SozR 

4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN). 

 

Diesen Erfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Der Kläger hat nicht auf-

gezeigt, dass er einen entsprechenden (prozessordnungsgemäßen) Beweisantrag gemäß § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG gestellt und bis zuletzt vor dem Berufungsgericht aufrechterhalten 

habe. Ein anwaltlich vertretener Beteiligter kann nur dann mit der Rüge des Übergehens eines 

Beweisantrags gehört werden, wenn er diesen bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung 

durch entsprechenden Hinweis zu Protokoll aufrechterhalten hat oder das Gericht den Beweis-

antrag in seiner Entscheidung wiedergibt (stRspr, BSG vom 29.3.2007 - SozR 4-1500 § 160 

Nr 13 RdNr 11 mwN). Wird im Beschlussverfahren (§ 153 Abs 4 S 1 SGG) ohne mündliche 

Verhandlung entschieden, ist der Beweisantrag, der nach Erhalt einer Anhörungsmitteilung 

(§ 153 Abs 4 S 2 SGG) nicht wiederholt wird, grundsätzlich so zu behandeln, als habe er sich 

erledigt (vgl BSG vom 18.12.2000 - SozR 3-1500 § 160 Nr 31 S 52; BSG vom 6.7.2006 - SozR 

4-1500 § 160 Nr 11 RdNr 7, stRspr). Nach Sinn und Zweck des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG 

soll die Sachaufklärungsrüge die Revisionsinstanz nur dann eröffnen, wenn das Tatsachenge-

richt vor seiner Entscheidung durch einen Beweisantrag ausdrücklich darauf hingewiesen wor-

den ist, dass ein Beteiligter die Sachaufklärungspflicht des Gerichts (§ 103 SGG) noch nicht als 

erfüllt ansieht (vgl BSG vom 24.5.1993 - SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 21; BSG vom 18.12.2000 

aaO). 

 

Es ist daher nicht ausreichend, lediglich vorzutragen, das LSG hätte "einen Gutachter beauftra-

gen müssen, der alle Leiden auf orthopädischem wie psychiatrisch-neurologischem Gebiet in 

der Gesamtschau beurteilt", dass es "insbesondere" noch der "Einholung eines Schmerzgutach-

tens erfordert" hätte und dass das Berufungsgericht "die Gutachterin um Klarstellung" hätte er-

suchen müssen. Denn der Kläger hat nicht dargelegt, entsprechende prozessordnungsgemäße 

Beweisanträge auch noch nach Erhalt der letzten Anhörungsmitteilung des LSG, durch Be-

schluss gemäß § 153 Abs 4 SGG entscheiden zu wollen, aufrechterhalten zu haben bzw dass 

das Berufungsgericht diese in seinem Beschluss wiedergegeben hat. Entsprechendes gilt für 

seinen "Antrag, Fragen an den Gutachter zu stellen". 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

 

 

10 

11 

12 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 - 

 

 

  

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zu-

ziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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